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5 6 2 . Kundmachung: Widerruf einer Vereinbarung zwischen dem Staatssekretär für Verkehr der Franzö-
sischen Republik und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich

5 6 3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens zur friedlichen Beilegung von
Streitigkeiten

5 6 4 . Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von
medizinischen, chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen Verwen-
dung in Krankenanstalten und anderen medizinischen Instituten zum Zwecke der
Diagnose oder Krankenbehandlung

5 6 5 . Kundmachung: Genehmigung des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über Aus-
künfte über ausländisches Recht durch Frankreich

562. Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 7. November 1983 betreffend
den Widerruf einer Vereinbarung zwischen
dem Staatssekretär für Verkehr der Französi-
schen Republik und dem Bundesminister für

Verkehr der Republik Österreich

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 144/1975 und
603/1981 wird kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Staatssekretär
für Verkehr der Französischen Republik und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Öster-
reich: Abweichung für Versuche gemäß Randnum-
mer 10 602 des ADR betreffend die Zulassung von
Stoffen der Klasse IV a [6.1] für die Beförderung in
Tankfahrzeugen vom 30. Juli 1974 und 3. Oktober
1977, BGBl. Nr. 538/1977, wurde mit Note des
Bundesministers für Verkehr der Republik Öster-
reich vom 18. Feber 1983 widerrufen. Der Wider-
ruf wurde mit Note des Ministeriums für Verkehr
der Französischen Republik vom 26. August 1983
bestätigt. Der Widerruf ist mit Wirksamkeit vom
26. August 1983 in Kraft getreten.

Lausecker

5 6 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
11. November 1983 betreffend den Geltungs-
bereich des Europäischen Übereinkommens

zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Malta den anläßlich der Hinterlegung

der Ratifikationsurkunde zum Europäischen Über-
einkommen zur friedlichen Beilegung von Streitig-
keiten (BGBl. Nr. 42/1960, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 109/1980) erklär-
ten Vorbehalt (BGBl. Nr. 41/1971) dahingehend
ergänzt bzw. abgeändert, daß die Anerkennung der
Gerichtsbarkeit des Internationalen Gerichtshofes
durch die Regierung von Malta auf alle Streitigkei-
ten mit Malta mit den folgenden Ausnahmen
beschränkt ist:

(1) Streitigkeiten im Sinne der Unterabsätze (i)
bis (viii), beide eingeschlossen, der genannten
Erklärung, und

(2) die folgenden Kategorien von Streitigkeiten,
dh. „Streitigkeiten mit Malta betreffend oder im
Zusammenhang mit:

a) seinem Hoheitsgebiet, einschließlich der
Hoheitsgewässer, und seinem Status;

b) der Kontinentalplatte oder jeder anderen der
Seegerichtsbarkeit unterliegenden Zone
sowie mit deren Rohstoffen;

c) der Festlegung oder Abgrenzung eines der
vorgenannten;

d) der Verhütung oder Bekämpfung von Verun-
reinigung oder Verschmutzung der Meeres-
umwelt in den an die Küste Maltas grenzen-
den Meeresgebieten."

Die Regierung Maltas bekräftigt den Vorbehalt
des Rechtes, jederzeit mittels einer an den General-
sekretär des Europarates gerichteten Mitteilung
und mit Wirksamkeit ab dem Zeitpunkt der Mittei-
lung, jeden der bisher gemachten Vorbehalte oder
jeden, der noch hinzugefügt werden mag, zu
ergänzen, abzuändern oder zurückzuziehen.

Die Regierung Maltas erklärt weiters, daß die
obigen Vorbehalte nach ähnlichen Vorbehalten
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hinsichtlich der Annahme der obligatorischen
Gerichtsbarkeit des Internationalen Gerichtshofes
gemäß Artikel 36 Absatz 2 seines Statuts gemacht
wurden.

Der vorstehende Vorbehalt ist am 5. September
1983 in Kraft getreten.

Sinowatz

564. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
15. November 1983 betreffend den Geltungs-
bereich des Abkommens über die vorüberge-
hende zollfreie Einfuhr von medizinischen,
chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur
leihweisen Verwendung in Krankenanstalten
und anderen medizinischen Instituten zum
Zwecke der Diagnose oder Krankenbehand-

lung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates hat Spanien am 18. Juli 1974 seine Bei-
trittsurkunde zum Abkommen über die vorüberge-
hende zollfreie Einfuhr von medizinischen, chirur-
gischen und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen
Verwendung in Krankenanstalten und anderen
medizinischen Instituten zum Zwecke der Dia-

gnose oder Krankenbehandlung (BGBl.
Nr. 288/1961, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 56/1974) hinterlegt. Portugal
hat am 7. März 1983 das Abkommen ohne Vorbe-
halt der Ratifikation unterzeichnet.

Sinowatz

565. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
15. November 1983 betreffend die Genehmi-
gung des Zusatzprotokolls zum Europäischen
Übereinkommen über Auskünfte über auslän-

disches Recht durch Frankreich

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Frankreich am 22. September 1983 das
Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkom-
men über Auskünfte über ausländisches Recht
(BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 344/1982) geneh-
migt.

Das Zusatzprotokoll tritt gemäß seinem Art. 7
Abs. 2 für Frankreich am 23. Dezember 1983 in
Kraft.

Sinowatz


